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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften in 
der Sowjetzone

Mit den auf dem zweiten Parteitag Anfang Juli von der 
SED gestellten Forderungen wird in der Landwirtschaft 
das Endziel der Kollektivierung angestrebt. Sogenannte 
Produktionsgenossenschaften, deren Gründung nun-
mehr forciert wird, sollen das „ökonomische Fundament 
des Sozialismus in der Landwirtschaft“ bilden. Damit ist 
die unmittelbare Vorstufe zur Umbildung in das Kolchos- 
System erreicht. Das entspricht dem Vorbild der UdSSR 
und gleicht der Entwicklung in den Satellitenstaaten, 
wo der landwirtschaftliche Umwandlungsprozeß bereits 
mehr oder weniger weit vorgeschritten ist1).

Das sowjetrussische Vorbild
Der überstürzten Zerschlagung des Großgrundbesitzes in 
Rußland nach der Oktoberrevolution von 1917 folgte 1921 
die Periode der sogenannten „Neuen ökonomischen Politik“ 
(NEP-Periode). Wenn dem Einzelbauern im Vergleich zu den 

ersten Jahren nunmehr verhältnismäßig viel Bewegungsfreiheit gelassen wurde, so geschah das in der Einsicht, daß der Grund 
für die bis zu Hungersnöten angestiegenen Ernährungsschwierigkeiten in einer mangelhaften Leistungsfähigkeit der vorher 
geschaffenen Kleinbetriebe zu suchen war. Fehlende Betriebsmittel in Verbindung mit mangelhafter Organisation hatten die 
landwirtschaftlichen Erträge der Sowjetunion stark absinken lassen. Das große Ziel der Kollektivierung wurde deshalb nicht 
außer acht gelassen, besonders da ein wirtschaftliches Wiedererstarken der Großbauern (Kulaken) zu beobachten war. Ihnen 
als den stärksten Widersachlern einer Kollektivierung galt in erster Linie der Kampf. Im Jahre 1927 wurde auf dem Kongreß der 
Kommunistischen Partei die Enteignung der Großbauern und die Zusammenfassung der kleinbäuerlichen Betriebe zu Kol-
lektivwirtschaften beschlossen. Nach einer vorbereitenden Periode von zwei Jahren, während welcher der genossenschaftliche 
Zusammenschluß der Bauern noch in lockerster Form geduldet wurde, wurde dieser Plan rücksichtslos verwirklicht. Durch ste-
tig verstärkten Zwang kam es zur Bildung der sogenannten Artels, einer Form der Kollektivwirtschaft, die dem Einzelbauern 
nur noch sehr wenig Selbständigkeit übrig ließ und ihn praktisch auf die Stufe eines unfreien Arbeiters herabdrückte.

1) Vgl. Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Jg. 1951, Drittes Heft, S. 241 ff.

Aus dem Wochenbericht Nr.43 vom 24. Oktober 1952

© DIW Berlin 1952
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Heiz energie be darf und -ausgaben sind in den beiden vergangenen Pandemiejahren gesunken
Veränderung zum Vorjahr in Prozent (Heizenergiebedarf und CO2-Emissionen temperaturbereinigt)
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Audio-Interview mit Franziska Schütze 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Die hohen Heizkosten werden viele private Haushalte schwer belasten. Neben kurz-

fristigen Entlastungen sind langfristige Investitionen notwendig, wie energieeffiziente 

Gebäudesanierungen und Heizungswechsel, vor allem zu erneuerbaren Energien. 

Dies ist im Interesse der privaten Haushalte und des Klimaschutzes gleichermaßen.“ 

— Franziska Schütze —

AUF EINEN BLICK

Wärmemonitor 2020 und 2021: 
Heizenergiebedarf leicht gesunken, 
Klimaziele aber verfehlt
Von Till Köveker, Mats Kröger und Franziska Schütze

• Heiz energie be darf in deutschen Wohngebäuden sinkt in Pandemiejahren 2020 und 2021 trotz 
Homeoffice und Lockdown leicht

• Obwohl temperaturbereinigte CO₂-Emissionen zurückgehen, werden die Klimaziele nicht erreicht 

• Heizenergiepreise und -ausgaben sinken in den beiden Jahren ebenfalls leicht

• Energiepreissteigerungen 2022 werden die Ausgaben der privaten Haushalte drastisch in die 
Höhe treiben

• Kurzfristige Entlastungen müssen um langfristige Verbesserung der Energieeffizienz und 
Heizungswechsel im Gebäudesektor ergänzt werden

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Der Gebäudesektor spielt eine wesentliche Rolle bei der 

Erreichung der deutschen Klimaschutzziele. Die Auswertung 

des DIW Berlin basierend auf Daten des Energiedienstleisters 

ista zeigt, dass in den vergangenen beiden Jahren sowohl 

der Heiz energie be darf in deutschen Mehrfamilienhäusern 

als auch die temperaturbereinigten CO2-Emissionen leicht 

gesunken sind. So erfreulich der Rückgang  trotz vermehrtem 

Homeoffice in der Corona-Pandemie ist, reicht er noch längst 

nicht, um die Klimaziele zu erfüllen. Dazu wären im Gebäude-

bereich jährliche Emissionsminderungen in einer Größenord-

nung von rund vier Prozent des Jahres 2020 nötig. Die durch 

den Ukraine-Krieg sprunghaft gestiegenen Heiz energiepreise 

könnten dazu führen, dass der Energieverbrauch und die 

CO2-Emissionen deutlicher sinken, denn Haushalte werden 

aus Kostengründen voraussichtlich weniger heizen. Über 

kurzfristige Entlastungsmaßnahmen hinaus sollte die Politik 

das Momentum auch langfristig nutzen, indem sie die Ener-

gieeffizienz der Gebäude stärker in den Fokus nimmt. Aus 

Energiespar- und Klimaschutzgründen sollte sie Investitionen 

in energieeffiziente Gebäudesanierung und in den Einsatz 

erneuerbarer Energien im Wärmebereich vorantreiben.

Der Ukraine-Krieg und die damit verbundene Energiekrise 
rücken das Thema Heizen in diesem Winter in den Fokus. 
Eine drohende Gasmangellage macht in Deutschland und 
Europa nicht nur weitreichende Einsparungen in der Indus-
trie, sondern auch in privaten Haushalten beim Heizen 
und Warmwasserverbrauch erforderlich. Bereits in den ver-
gangenen Jahren wurden aus klimapolitischen Gründen 
eine Reduktion des Heiz energie be darfs und mehr Energie-
effizienz im Gebäudebereich gefordert, um die Kohlen dioxid-
Emissionen zu senken. Nach einem Anstieg in den Jahren 
2015 bis 2018 sinken seit 2019 der temperaturbereinigte Heiz-
ener gie ver brauch (Heiz energie be darf) und damit auch die 
temperaturbereinigten Treibhausgas-Emissionen in deut-
schen Wohngebäuden wieder.1

Die direkten Emissionen im Gebäudesektor machen circa 
16 Prozent der Gesamtemissionen in Deutschland aus.2 
Hinzu kommen indirekte Emissionen des Sektors aus der 
Energiewirtschaft. Somit ist der Gebäudesektor für die Errei-
chung der Klimaziele sehr wichtig. Da dafür aber stärkere 
Einsparungen als bislang notwendig sind, hat die Bundes-
regierung im Juni 2021 das Klimaschutzgesetz angepasst und 
ihre Klimaziele verschärft. Die Anpassung enthält sowohl ein 
höheres Emissionsreduktionsziel für das Jahr 2030 (insge-
samt 65 Prozent gegenüber 1990, im Gebäudesektor 68 Pro-
zent) als auch ein um fünf Jahre vorgezogenes Klimaneu-
tralitätsziel (2045 statt 2050). Im Zuge dessen wurde die Ein-
führung des CO2-Preises für den Gebäudebereich durch das 
Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) beschlossen. 
Dieser wurde im Jahr 2021 mit 25 Euro pro Tonne Kohlen-
dioxid (CO2) eingeführt und soll bis 2025 auf 55 Euro stei-
gen. Ab 2026 geht der nationale CO2-Preis in einen Preis-
korridor von 55 bis 65 Euro über.

Die jährlich zulässigen Höchstmengen für Emissio-
nen im Gebäudebereich lagen 2020 bei 118 und 2021 bei 

1 Vgl. Jan Stede, Franziska Schütze und Johanna Wietschel (2020): Wärmemonitor 2019: Klima-

ziele bei Wohngebäuden trotz sinkender CO2-Emissionen derzeit außer Reichweite. DIW Wochen-

bericht Nr. 40, 769–779 (online verfügbar, abgerufen am 7. Oktober 2022. Dies gilt für alle Online-

quellen in diesem Bericht, sofern nicht anders angegeben).

2 Vgl. Tabelle des Umweltbundesamtes „Emissionsentwicklung und Sektorziele für 2020 und 

2030 des Klimaschutzgesetzes“ (online verfügbar).

Wärmemonitor 2020 und 2021: 
Heizenergiebedarf leicht gesunken, 
Klimaziele aber verfehlt
Von Till Köveker, Mats Kröger und Franziska Schütze

WÄRMEMONITOR 2020/2021

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-43-1
https://www.diw.de/de/diw_01.c.799802.de/publikationen/wochenberichte/2020_40_1/waermemonitor_2019__klimaziele_bei_wohngebaeuden_trotz_sinkender_co2-emissionen_derzeit_ausser_reichweite.html
https://www.umweltbundesamt.de/bild/tab-emissionsentwicklung-sektorziele-fuer-2020-2030
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113 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent.3 In beiden Jahren 
wurde das Ziel jedoch verfehlt. Die direkten Emissionen 
lagen laut der Schätzung des Umweltbundesamtes deut-
lich über dem Ziel.4 Für das Jahr 2022 ist die Höchstmenge 
auf 108 Millionen Tonnen festgelegt; sie sinkt bis zum Jahr 
2030 auf 67 Millionen Tonnen.

Mit den Zielverfehlungen wird nach dem Bundesklima-
schutzgesetz ein Sofortprogramm fällig, das im Juli 2022 vor-
gelegt und anschließend durch den Expertenrat für Klima-
fragen überprüft wurde.5 In seinem Prüfbericht kam der 
Expertenrat zu dem Schluss, dass das Sofortprogramm zwar 
einen „sub stanziellen Beitrag zur Minderung der Treibhaus-
gas-Emissionen“ im Gebäudesektor leisten kann.6 Aller-
dings sei die Erreichung der CO2-Einsparungen durch die im 
Programm aufgeführten Maßnahmen nur „teilweise wahr-
scheinlich“ und die Einhaltung des im Klimaschutzgesetz 
festgeschriebenen Zielpfades für den Gebäudebereich könne 
durch das Sofortprogramm nicht sichergestellt werden.

Um die Fortschritte im Gebäudesektor zu dokumentieren, 
untersucht der DIW Wärmemonitor regelmäßig die Ent-
wicklung des Heiz energie be darfs und der CO2-Emissionen 
sowie der Heizenergiepreise und -ausgaben von rund 250 000 
Zwei- und Mehrparteienhäusern in Deutschland, bei denen 
die Heizenergieabrechnung durch ista erfolgt.7 Der diesjäh-
rige Bericht umfasst die Jahre 2010 bis 2021 und fokussiert 
vor allem auf die Pandemiejahre 2020 und 2021 (Kasten 1).8 
Zudem gibt er einen Ausblick auf die kommenden Jahre, 
da der Ukraine-Krieg und die damit verbundene Energie-
krise auch den Wärmesektor vor ungeahnte Herausforde-
rungen stellen.

3 Vgl. die Website des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 

Verbraucherschutz. Emissionen anderer Treibhausgase als CO2 werden zur besseren Vergleichbar-

keit entsprechend ihrem globalen Erwärmungspotenzial in CO2-Äquivalente umgerechnet.

4 Vgl. Treibhausgas-Emissionsdaten des Umweltbundesamtes (online verfügbar). Laut Umwelt-

bundesamt stieg der Erdgasverbrauch 2021 witterungsbedingt an, die Heizöl einkäufe im Jahr 2021 

sind aufgrund von Lagereffekten aus dem Jahr 2019/2020 jedoch geringer ausgefallen.

5 Das Sofortprogramm für den Sektor Gebäude (Sofortprogramm gemäß § 8 Abs. 1 KSG für den 

Sektor Gebäude) umfasst insgesamt 15 Einzelmaßnahmen. Unter anderem sollen neue Heizungen 

nun schon ab 2024 – und damit ein Jahr früher als im Koalitionsvertrag vorgesehen – zu 65 Pro-

zent mit erneuerbaren Energien betrieben werden. Daneben soll auch die Bundesförderung für 

 effiziente Gebäude (BEG) weiterentwickelt werden und stärker ineffiziente Bestandsgebäude in 

den Fokus nehmen. Um das zu erreichen, ist unter anderem die Einführung eines zusätzlichen För-

derbonus für „Worst Performing Buildings“ mit den schlechtesten Energieeffizienzklassen geplant.

6 Expertenrat Klima (2022): Prüfbericht zu den Sofortprogrammen 2022 für den Gebäude- und 

Verkehrssektor. Prüfung der den Maßnahmen zugrundeliegenden Annahmen gemäß § 12 Abs. 2 

Bundes-Klimaschutzgesetz. Berlin (online verfügbar).

7 Der Datensatz enthält circa 1,8 Millionen Wohnungen, was in etwa vier Prozent der rund 

43 Millionen Wohnungen in Deutschland ausmacht, beziehungsweise circa sieben Prozent von 

rund 25 Millionen Wohnungen in Mehrfamiliengebäuden, vgl. Pressemitteilung von Destatis vom 

28. Juli 2022: Wohnungsbestand Ende 2021: 43,1 Millionen Wohnungen (online verfügbar). Ista ist 

zusammen mit dem Wettbewerber Techem eines der beiden größten Abrechnungsunternehmen 

für Heiz- und Warmwasserkosten. Gemeinsam hatten sie im Jahr 2017 einen Marktanteil von rund 

50 Prozent.

8 Der Wärmemonitor 2020 ist im vergangenen Jahr nicht erschienen, da aufgrund einer 

System umstellung die Daten nicht rechtzeitig zur Verfügung standen. Da die Datengrundlage 

für einen Wärmemonitor 2020 damit unzureichend war, werden nun die beiden Pandemiejahre 

zusammen betrachtet.

Leichter Rückgang beim Heiz energie be darf

Der durchschnittliche Heiz energie be darf pro Quadrat meter 
beheizter Wohnfläche stieg in Deutschland zwischen 2015 
und 2018 deutlich; erst im Jahr 2019 sank er wieder.9 Auch 
im Jahr 2020 reduzierte sich der Heiz energie be darf – um 
circa 0,7 Prozent – auf 130,7 Kilowattstunden pro Quadrat-
meter beheizter Wohnfläche. Im Jahr 2021 ist ein weiterer 
Rückgang um 1,5 Prozent auf 128,7 Kilowattstunden zu beob-
achten (Abbildung 1). Nach einer Korrektur um die Daten 
der noch fehlenden Gebäude für das Jahr 2021 (Kasten 1) ist 
jedoch von einer geringeren Reduktion von nur 0,3 Prozent 
auf circa 130,3 Kilowattstunden pro Quadratmeter beheizter 
Wohnfläche auszugehen, da die noch fehlenden Gebäude in 
der Regel überdurchschnittliche Verbräuche haben. Ohne 
Temperaturbereinigung ist der Heiz ener gie ver brauch im 
Jahr 2021 um neun Prozent gestiegen, was vor allem an dem 
kälteren Winter lag. Im Jahr 2020 ging der unbereinigte Heiz-
ener gie ver brauch um zwei Prozent zurück.

Dass sich in den vergangenen beiden Jahren der Heizbe-
darf in privaten Wohnungen überhaupt reduziert hat, ist 
vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie erstaunlich. 
Die Pandemie zwang gerade in den Heizperioden viele, 
durch höhere Homeoffice-Nutzung und Kurzarbeit mehr 
Zeit in privaten statt gewerblichen Räumen zu verbringen. 
Der langfristige Trend in Deutschland zeigt, dass sich die 
Homeoffice-Rate durch Corona im Jahr 2020 auf fast 21 Pro-
zent nahezu verdoppelte und auf knapp 25 Prozent im Fol-
gejahr stieg.10 Während der Lockdowns waren die Raten 

9 Stede, Schütze und Wietschel (2020), a. a. O.

10 Eigene Berechnungen basierend auf Eurostat-Daten (online verfügbar, abgerufen am 30. Juni 2022). 

Zu Homeoffice zählen Befragte, die angaben, „manchmal“ oder „gewöhnlich“ von zu Hause zu arbeiten.

Abbildung 1

Heiz energie be darf in Zwei- und Mehrparteienhäusern
Jährlicher Heiz energie be darf in Kilowattstunden je Quadratmeter 
beheizter Wohnfläche; temperaturbereinigt

 



















            

Quelle: ista SE, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2022

Der Heiz energie be darf in Deutschland sinkt seit 2019. In den neuen Bundesländern 
stagniert er inzwischen.

https://www.bmuv.de/themen/klimaschutz-anpassung/klimaschutz/bundes-klimaschutzgesetz
https://www.bmuv.de/themen/klimaschutz-anpassung/klimaschutz/bundes-klimaschutzgesetz
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/361/dokumente/2022_03_15_trendtabellen_thg_nach_sektoren_v1.0.xlsx
https://www.expertenrat-klima.de
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/07/PD22_318_31231.html
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/product/page/LFSA_EHOMP__custom_3001511
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Kasten 1

Datengrundlage und Methoden zur Berechnung des Wärmemonitors 2020/2021

Gemeinsam mit der ista Deutschland GmbH (heute ista SE), einem 

der größten Energie dienstleister in Deutschland, hat das DIW 

Berlin den Wärme monitor Deutschland entwickelt. Der Monitor 

berichtet jährlich seit dem Jahr 2014 in regionaler Differenzierung 

über die Entwicklung von Heiz energie be darf und Heizkosten in 

Wohnhäusern. Grundlage der Berechnungen sind gebäudespezi-

fische Heiz kostenabrechnungen der ista von etwa 250 000 Zwei- 

und Mehrparteienhäusern (1,8 Millionen Wohnungen), klimabezo-

gene Gewichtungsfaktoren des Deutschen Wetterdienstes sowie 

Zensuserhebungen des Statistischen Bundes amtes. Die Heizkos-

tenabrechnungen enthalten Angaben zu Energieverbrauch und 

Abrechnungsperiode, Heizenergieträger, Energiekosten sowie 

Lage und Größe der Immobilie. Bei den abgerechneten Heizener-

giepreisen handelt es sich um reine Brennstoffkosten ohne Heiz-

nebenkosten wie Wartungskosten oder Kosten für die Erfassung 

der Verbräuche.

In den Abrechnungsdaten sind Zwei- und Mehrparteienhäuser 

erfasst – das heißt, die Stichprobe enthält im Eigentum oder zur 

Miete bewohnte Gebäude mit mindestens zwei Haushalten. Diese 

Auswahl wird weiter beschränkt auf Gebäude mit einer beheizten 

Wohnfläche zwischen 15 und 250 Quadratmetern. Es handelt sich 

somit nicht um eine Zufallsstichprobe aus dem Gesamtwohnge-

bäudebestand in Deutschland. Vielmehr sind im Vergleich zur 

Mikro zensus-Zusatzerhebung zur Wohnsituation aus dem Jahr 

2014 Gebäude mit drei bis sechs Wohnungen sowie größere 

Gebäude (13 und mehr Wohnungen) überrepräsentiert. Diesem 

Umstand wird mit einer Gewichtung des durchschnittlichen 

Energiebedarfs mit der jeweiligen Bedeutung der Gebäudeklas-

sen in der Grund gesamtheit begegnet. Hierzu werden Daten der 

Mikrozensus- Zusatzerhebung zur Wohnsituation aus dem Jahr 

2010 verwendet, die nach Raumordnungsregionen differenziert 

die Anteile bestimmter Größenklassen ausweisen.

Der Heiz energie be darf für jedes Gebäude wird errechnet, indem 

der absolute Heiz ener gie ver brauch um lokale Klima- und Wetter-

veränderungen bereinigt wird. Um eine räumliche und zeitliche 

Vergleichbarkeit sicherzustellen, werden Informationen des 

Deutschen Wetterdienstes verwendet. Die verfügbaren Gewich-

tungsfaktoren normalisieren den Verbrauch auf die klimatischen 

Bedingungen am Referenzstandort Potsdam.1

Der jährliche Heiz energie be darf wird in Bezug zur beheizten 

Wohnfläche eines Gebäudes ermittelt. Diese Berechnung erfolgt 

in mehreren Schritten: Zunächst werden die gebäudespezifischen 

Verbrauchswerte auf die zur Beheizung eingesetzten Energie-

mengen begrenzt (ohne Warmwasser). Dieser Verbrauch wird im 

nächsten Schritt mit dem Heizwert für den jeweiligen Energie-

träger multipliziert – dies entspricht dem gebäudespezifischen 

1 In einer aktuellen Studie wurde der Effekt unterschiedlicher Temperaturbereinigungsmetho-

den ermittelt. Sie zeigt, dass die temperaturkorrigierten Werte sich je nach Methode nicht wesent-

lich unterscheiden. Vgl. Peter Mellwig et al. (2022): Klimaschutz im Gebäudebereich: Erklärungen 

für stagnierende CO2-Emissionen trotz erfolgreicher Sanierungsmaßnahmen. Kurzstudie im Auf-

trag von Agora Energiewende (online verfügbar).

absoluten Heiz ener gie ver brauch einer Abrechnungsperiode in 

Kilowattstunden. Anschließend müssen die Werte einer bestimm-

ten Heizperiode zugeordnet werden, da die Verbrauchsermittlung 

nicht immer stichtagsgenau zum 31. Dezember eines Jahres er-

folgt. Danach werden die so ermittelten Verbrauchswerte um die 

klimatischen Bedingungen der betreffenden Periode bereinigt und 

durch die beheizte Wohnfläche des Gebäudes dividiert. Daraus 

ergibt sich die Maßeinheit Kilowattstunde je Quadratmeter beheiz-

ter Wohnfläche pro Jahr.

Im letzten Schritt werden die durchschnittlichen Verbrauchswerte 

auf Raumordnungsebene als gewichtetes arithmetisches Mittel 

für den gesamten Wohnungs- und Gebäudebestand einer Raum-

ordnungsregion hochgerechnet. Als Gewichte werden die Anteile 

der Gebäude in jeder Größenklasse (zwei, drei bis sechs, sieben bis 

zwölf, 13 bis 20 und mehr als 20 Wohnungen) an der Gesamtzahl 

der regionalen Wohnungen verwendet.

Heizkostenabrechnungen werden zeitverzögert erstellt. Die Werte 

der Heizperiode 2021 werden auf Grundlage einer kleineren Stich-

probe errechnet als die Werte für weiter zurückliegende Jahre. 

Insgesamt sind dies knapp über 70 Prozent der im Jahr 2020 ver-

fügbaren Häuser. Die Ergebnisse für 2021 sind daher als vorläufig 

zu betrachten. Für die Heizverbräuche wurde eine Überprüfung 

vorgenommen, indem für die fehlenden Häuser ein hypothetischer 

Wert für den Verbrauch 2021 berechnet und der Verbrauch 2020 

mit dem nationalen Trend korrigiert wurde. Hier zeigt sich, dass 

die fehlenden Häuser durchschnittlich einen höheren Heiz ener gie-

ver brauch haben. Die Korrektur nimmt diesen Effekt daher bereits 

in Betracht. Es ist jedoch möglich, dass es bei einer Aktualisierung 

dennoch zu rückwirkenden Korrekturen kommt.

https://www.agora-energiewende.de/veroeffentlichungen/klimaschutz-im-gebaeudebereich-erklaerungen-fuer-stagnierende-co2-emissionen-trotz-erfolgreicher-sanierungsmassnahmen/
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Abbildung 2

Heiz energie be darf in Zwei- und Mehrparteienhäusern 2020 nach Raumordnungsregionen
In Kilowattstunden je Quadratmeter beheizter Wohnfläche, temperaturbereinigt

 

























Anmerkungen: Als interaktive Grafik für die Jahre 2019 bis 2021 sowie für die abgerechneten Heizenergiepreise und Heizausgaben online verfügbar.

Quelle: ista SE, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2022

Im Nordwesten Deutschlands ist der temperaturbereinigte Heiz energie be darf weitaus höher als im Nordosten.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.856905.de/seiten/heizenergiebedarf__heizenergiepreise_und_heizausgaben_in_zwe___2019___2021__nach_raumordnungsregionen__interaktive_grafik.html
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Im Westen wird mehr geheizt

Regional bestehen große Unterschiede im Heiz energie be darf. 
In den Jahren 2020 und 2021 lag der Heiz energie be darf pro 
Quadratmeter beheizter Wohnfläche in den alten Bundeslän-
dern im Durchschnitt knapp neun Prozent über dem Bedarf 
in den neuen Bundesländern. Die Raumordnungsregionen 
mit dem höchsten durchschnittlichen Heiz energie be darf in 
den Jahren 2020 und 2021 waren Schleswig-Holstein Süd-West 
und Ost-Friesland. Im selben Jahr war der Heiz energie be darf 
in der Region Mittleres Mecklen burg/Rostock wie schon in 
den Vorjahren im Durchschnitt am geringsten. Dies war auch 
deutschlandweit die einzige Region mit einem Heiz energie be-
darf von weniger als 100 Kilowattstunden pro Quadratmeter. 
Ein möglicher Grund ist, dass gerade in den neuen Bundes-
ländern in den von ista betreuten Gebäuden nach der Wieder-
vereinigung viel saniert wurde.12 Der Unterschied zwischen 
den Regionen mit den durchschnittlich höchsten und nied-
rigsten Heiz energie be darfen betrug 2021 rund 59 Kilowatt-
stunden pro Quadratmeter und bleibt damit im Vergleich zu 
den Vorjahren relativ konstant (Abbildung 2 und Tabelle).

Rückgang der CO2-Emissionen 
weiterhin unzureichend

Die deutschen Klimaziele für das Jahr 2030 sehen im 
Gebäude sektor eine Reduktion der direkten CO2- Emissionen 
um 68 Prozent gegenüber 1990 vor.13 Auch wenn sie seit 
1990 bereits um rund 43 Prozent gesunken sind, werden 
die Klimaziele im Gebäudesektor nach dem prognostizier-
ten Trend deutlich verfehlt. Zur Erreichung der Sektorziele 
2030 wären im Gebäudebereich jährlich temperaturunberei-
nigte Emissionsminderungen in einer Größenordnung von 
rund vier Prozent (beziehungsweise fünf Millionen Tonnen) 
des Jahres 2020 nötig.

Im vergangenen Jahr sind die unbereinigten CO2-Emissio-
nen in Zwei- und Mehrparteienhäusern – wie auch der Heiz-
ener gie ver brauch – aber gestiegen. Der Winter zu Anfang 
des Jahres 2021 war ungewöhnlich kalt, was sich auch im 
durchschnittlichen Klimafaktor14 dieses Jahres widerspie-
gelt, der mit 1,00 deutlich unter den Vorjahren liegt (2019: 
1,10 und 2020: 1,13).15 Dies ist wohl einer der Gründe, warum 
die Menschen im Jahr 2021 deutlich mehr geheizt haben. 
Im Jahr 2021 stiegen die unbereinigten CO2-Emissionen mit 
acht Prozent daher durchaus stark (Abbildung 3). 

12 Vgl. Stede, Schütze und Wietschel (2020), a. a. O. sowie Puja Singhal und Jan Stede (2019): 

Wärmemonitor 2018: Steigender Heiz energie be darf, Sanierungsrate sollte höher sein. 

DIW Wochen bericht Nr. 36, 620–629 (online verfügbar).

13 Für die absoluten Minderungsziele siehe Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

 nukleare Sicherheit (2021): Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundes-Klimaschutz-

gesetzes (online verfügbar) sowie Berechnungen des Umweltbundes amtes zur prozentualen 

 Reduktion gegenüber 1990 (online verfügbar).

14 Klimafaktoren erfassen den Effekt von Witterung und Klima auf den Energieverbrauch und 

erlauben es, den Einfluss von jährlichen Klima- und Witterungsbedingungen herauszurechnen, um 

Energieverbräuche so vergleichbar zu machen. Vereinfacht gesagt war ein Jahr im Durchschnitt 

umso kälter, desto niedriger der Klimafaktor ist. Weiterführende Erklärungen finden sich auf der 

Website des Deutschen Wetterdienstes.

15 Vgl. Deutscher Wetterdienst (2022): Klimafaktoren für Energieverbrauchsausweise 

(online verfügbar).

noch höher.11 Es wäre also wenig überraschend gewesen, 
wenn der Heiz energie be darf in Wohngebäuden in den Jah-
ren 2020 und 2021 gestiegen wäre. Trotz des leichten Rück-
gangs ist der Gebäudesektor jedoch weiterhin deutlich von 
der Verbrauchsreduktion entfernt, die für das Erreichen der 
Klimaziele notwendig wäre.

11 Laut der SOEP-CoV-Befragung während der ersten Corona-Welle im Frühjahr 2020 waren zu 

dem Zeitpunkt 35 Prozent der Erwerbstätigen im Homeoffice und 17 Prozent der Erwerbstätigen 

in Kurzarbeit. Vgl. Carsten Schröder et al. (2020): Erwerbstätige sind vor dem Covid-19-Virus nicht 

alle gleich. DIW aktuell 41 vom 13. Mai (online verfügbar).

Kasten 2

Berechnung der CO₂-Emissionen

Für die Berechnung der CO2-Emissionen der Gebäude wird 

der Heiz ener gie ver brauch pro Quadratmeter mit energieträ-

gerspezifischen Emissionsfaktoren multipliziert (Tabelle). Um 

eine Vergleichbarkeit mit den Emissionen im Gebäudesek-

tor für ganz Deutschland zu gewährleisten, werden nur die 

 direkten CO2-Emissionen des Energieverbrauchs ausgewie-

sen. Vorgelagerte Emissionen, die bei der Gewinnung, dem 

Transport und der Umwandlung der Energieträger entstehen 

(zum Beispiel bei der Erzeugung von Strom und Fernwärme) 

werden nicht berücksichtigt.

Die jährlichen CO2-Emissionen pro Quadratmeter je Liegen-

schaft werden mit dem jeweiligen Anteil der Gebäudeklasse 

in der Grundgesamtheit gewichtet, um repräsentative durch-

schnittliche jährliche CO₂-Emissionen pro Quadratmeter zu 

ermitteln. Die Gewichtung erfolgt ähnlich wie bei der Berech-

nung des Heiz energie be darfs (Kasten 1); die verschiedenen 

Größenklassen der Gebäude fließen gemäß ihrer Anteile im 

Mikrozensus als Gewichte in den Durchschnitt ein.

Tabelle

Energieträgerspezifischer CO2-Emissionsfaktor

Energieträger CO2-Emissionsfaktor

Erdgas H 0,201

Erdgas L 0,201

Öl 0,266

Schweres Öl 0,293

Braunkohle 0,359

Koks 0,389

Steinkohle 0,345

Flüssiggas 0,236

Fernwärme 0

Strom 0

Pellets 0

Holz lufttrocken 0

Holzhackschnitzel 0

Quelle: Umweltbundesamt 2014

© DIW Berlin 2022

https://www.diw.de/de/diw_01.c.676238.de/publikationen/wochenberichte/2019_36_1/waermemonitor_2018__steigender_heizenergiebedarf__sanierungsrate_sollte_hoeher_sein.html
https://www.bmuv.de/gesetz/entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-aenderung-des-bundes-klimaschutzgesetzes
https://www.umweltbundesamt.de/bild/tab-emissionsentwicklung-sektorziele-fuer-2020-2030
https://www.dwd.de/DE/leistungen/klimafaktoren/klimafaktoren.html
https://www.dwd.de/DE/leistungen/klimafaktoren/klimafaktoren.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.789505.de/publikationen/diw_aktuell/2020_0041/vor_dem_covid-19-virus_sind_nicht_alle_erwerbstaetigen_gleich.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.799802.de/publikationen/wochenberichte/2020_40_1/waermemonitor_2019__klimaziele_bei_wohngebaeuden_trotz_sinkender_co2-emissionen_derzeit_ausser_reichweite.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.799802.de/publikationen/wochenberichte/2020_40_1/waermemonitor_2019__klimaziele_bei_wohngebaeuden_trotz_sinkender_co2-emissionen_derzeit_ausser_reichweite.html
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Die temperaturbereinigten CO2-Emissionen (Kasten 2) durch 
den Heiz energie be darf in Zwei- und Mehrparteienhäusern 
sind im Jahr 2020 in Deutschland im Durchschnitt jedoch 
nur um circa ein Prozent zurückgegangen (Abbildung 3). 
Für das Jahr 2021 zeigen die vorläufigen Daten einen Rück-
gang um rund drei Prozent. Durch die in den Daten für 
2021 noch fehlenden Häuser mit höheren Verbräuchen ist 
jedoch davon auszugehen, dass der tatsächliche Rückgang 
der CO2-Emissionen 2021 wie auch beim Heiz energie be-
darf geringer ausfällt.

Zu wenig Fortschritt bei Energieeffizienz

Mehrere Faktoren haben einen Einfluss auf die CO2-Emis-
sionen in Gebäuden. Erstens können energetische Sanie-
rungen von Wohngebäuden die Energieeffizienz verbes-
sern und den Heiz energie be darf senken. Zweitens kann 
ein Wechsel des Heizenergieträgers den Energiebedarf und 
die heizungsbedingten CO2-Emissionen signifikant reduzie-
ren. Neben Effizienzmaßnahmen stellen Heizungswech-
sel einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele 
im Wärmesektor dar. Voraussetzung der Dekarbonisierung 
ist aber der Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung aus 
Wind- und Solarenergie.16

Im Bereich der Sanierung zeigt die Bauvolumenrechnung 
des DIW Berlin, dass die Ausgaben für Modernisierungs-
maßnahmen im Wohngebäudebestand im Jahr 2020 und 
2021 leicht gestiegen sind – von rund 174 auf rund 190 Mil-
liarden Euro (im Vergleich zu 166 Milliarden Euro 2019). Der 
Anteil der energetischen Sanierung nahm ebenfalls zu, von 
rund 47 auf 52 Milliarden Euro (im Vergleich zu 43 Milliar-
den Euro 2019).17

Gleichzeitig kommt die Umstellung von Gas- und Ölhei-
zungen auf Fernwärme, Strom (durch Wärmepumpen) und 
andere Energieträger nicht so schnell voran, wie es nötig 
wäre. In den vergangenen beiden Jahren wurde nur in einem 
Prozent der von ista verwalteten Häuser der Heizenergie-
träger gewechselt.18

Energiepreise in den Jahren 2020 und 2021 
leicht gesunken

Die mittleren von ista abgerechneten Heizenergiepreise, 
die private Haushalte für Erdgas und Heizöl zahlen, sind 
im Jahr 2020 im Vergleich zum Vorjahr um knapp drei Pro-
zent gesunken. Zwischen 2020 und 2021 haben sich die 

16 Vgl. Alexander Roth et al. (2022): Wärmepumpen statt Erdgasheizungen: Umstieg durch Aus-

bau der Solarenergie unterstützen. DIW Wochenbericht Nr. 22, 311–320 (online verfügbar).

17 DIW Bauvolumenrechnung zu jeweiligen Preisen. Interne aktualisierte Berechnung auf Grund-

lage der DIW Bauvolumenrechnung, vgl. Martin Gornig, Claus Michelsen und Laura Pagenhardt 

(2022): Bauwirtschaft: Hohe Preisdynamik setzt sich fort – Geschäfte laufen trotz Corona-Krise gut. 

DIW Wochenbericht Nr. 1/2, 3–13 (online verfügbar).

18 Laut Ampel-Monitor Energiewende liegt die Zielmarke für Wärmepumpen bei fünf Millionen 

Stück bis 2030. Bei einem Bestand von circa 1,4 Millionen Wärmepumpen im Jahr 2021 würde dies 

einem Zubau von rund 400 000 Wärmepumpen pro Jahr entsprechen. Bei circa 19,4  Millionen 

Wohngebäuden in Deutschland müssten rund zwei Prozent der Heizungen pro Jahr gewechselt 

 werden (online verfügbar). 

Heizenergiepreise kaum verändert: Im Median betrugen sie 
5,89 Cent pro Kilowattstunde im Jahr 2020 und 5,86 Cent 
pro Kilowattstunde im Folgejahr (Abbildung 4).

Regional gab es allerdings deutliche Preisunterschiede. 
Sowohl 2020 als auch 2021 war das Saarland das Bundesland 
mit den höchsten mittleren Heiz energiepreisen (6,4 Cent 
pro Kilowattstunde 2020 und 6,3 Cent pro Kilowattstunde 
2021). Die niedrigsten mittleren Heiz energiepreise wurden 
in Hamburg gezahlt, wo der Preis in beiden Jahren 5,4 Cent 
pro Kilowattstunde betrug (Tabelle).

Abbildung 3

Entwicklung der CO₂-Emissionen im Wohngebäudesektor
In Kilogramm je Quadratmeter beheizter Wohnfläche

 





           





Quelle: ista SE; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2022

Der kalte Winter Anfang 2021 ließ die unbereinigten CO₂-Emissionen steigen.

Abbildung 4

Abgerechnete Heizenergiepreise
Gewichteter Median aus Gas- und Ölpreisen in Cent je Kilowatt-
stunde (linke Achse), Veränderung in Prozent (rechte Achse)

 



























          






























Quelle: ista SE; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2022

2020 und 2021 sanken die Heizenergiepreise leicht. Der aktuelle Anstieg des Gas-
großhandelspreises wird 2022 die Preise für die Haushalte stark steigen lassen.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.842111.de/publikationen/wochenberichte/2022_22_1/waermepumpen_statt_erdgasheizungen__umstieg_durch_ausbau_der_solarenergie_unterstuetzen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.833281.de/publikationen/wochenberichte/2022_01_1/bauwirtschaft__hohe_preisdynamik_setzt_sich_fort_____geschaefte_laufen_trotz_corona-krise_gut.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.841560.de/ampel-monitor_energiewende.html
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Tabelle

Ergebnisse des Wärmemonitors 2020/2021

  
Jährlicher Heiz energie be darf 

(Kilowattstunden je Quadratmeter 
beheizter Wohnfläche), Mittelwert

Abgerechnete Heizenergiepreise 
(Cent je Kilowattstunde),  

Median

Jährliche Heizausgaben 
(Euro je Quadratmeter 

beheizter Wohnfläche), Mittelwert

Name der Raumordnungsregion Nr. 2019 2020 20211 2019 2020 20211 2019 2020 20211

Schleswig-Holstein Mitte 0101 136,94 136,96 138,99 6,13 5,90 5,76 8,98 8,68 8,81

Schleswig-Holstein Nord 0102 141,86 136,52 132,51 6,38 6,02 5,90 9,48 8,81 8,21

Schleswig-Holstein Ost 0103 147,21 146,84 142,80 5,59 5,32 5,52 8,42 8,16 8,34

Schleswig-Holstein Süd 0104 140,52 139,26 136,11 5,94 5,67 5,61 8,78 8,23 8,11

Schleswig-Holstein Süd-West 0105 164,46 158,32 153,82 5,55 5,26 5,28 9,42 8,79 9,02

Hamburg 0201 139,54 138,26 138,07 5,54 5,40 5,43 8,57 8,25 8,23

Braunschweig 0301 127,94 124,49 122,69 6,16 5,93 5,96 7,98 7,40 7,56

Bremen-Umland 0302 145,94 145,45 141,40 5,91 5,73 5,67 8,30 8,10 7,85

Bremerhaven 0303 150,00 146,64 142,10 5,95 5,79 5,73 8,63 8,16 7,96

Emsland 0304 150,61 148,41 147,08 5,65 5,44 5,73 8,24 7,85 8,06

Göttingen 0305 129,97 129,64 130,88 5,91 5,73 5,66 7,84 7,52 7,55

Hamburg-Umland-Süd 0306 141,60 139,49 141,17 5,88 5,70 5,50 8,41 7,95 7,86

Hannover 0307 127,31 125,87 126,28 6,19 5,99 6,11 8,10 7,72 7,95

Hildesheim 0308 134,51 131,39 132,27 6,11 5,95 6,01 8,11 7,58 7,81

Lüneburg 0309 144,61 139,13 139,17 5,68 5,49 5,42 8,36 7,71 8,74

Oldenburg 0310 144,40 146,00 141,99 5,51 5,44 5,71 7,77 7,82 7,98

Osnabrück 0311 130,71 129,02 131,48 5,95 5,84 5,92 7,70 7,37 7,82

Ost-Friesland 0312 157,19 158,02 154,66 5,73 5,72 5,90 8,69 8,81 8,77

Südheide 0313 143,84 143,78 146,27 6,13 5,71 5,76 8,80 8,16 8,38

Bremen 0401 143,70 143,71 139,89 6,11 5,96 5,70 8,88 8,64 8,06

Aachen 0501 141,15 143,36 137,91 6,32 6,26 6,16 9,04 9,11 8,87

Arnsberg 0502 132,50 125,36 129,64 5,98 6,16 5,74 7,89 7,51 7,49

Bielefeld 0503 142,94 143,29 140,89 6,16 5,93 5,96 8,68 8,34 8,29

Bochum/Hagen 0504 143,13 142,36 142,07 6,26 6,04 6,20 9,10 8,92 8,99

Bonn 0505 147,07 146,61 144,90 6,27 6,20 6,05 9,30 9,11 8,92

Dortmund 0506 142,41 145,82 137,59 6,01 5,87 6,08 8,77 8,72 8,68

Duisburg/Essen 0507 143,47 144,11 140,45 6,22 6,10 6,22 9,35 9,20 9,18

Düsseldorf 0508 149,14 150,77 145,97 6,01 5,87 5,93 9,16 9,00 8,96

Emscher-Lippe 0509 136,22 137,19 134,02 6,31 6,14 6,28 8,97 8,92 8,93

Köln 0510 143,85 145,58 139,65 5,90 5,79 5,74 8,75 8,50 8,29

Münster 0511 132,41 134,11 130,10 5,83 5,65 5,65 7,74 7,55 7,42

Paderborn 0512 133,08 130,82 130,40 6,24 6,06 6,08 8,31 7,94 8,05

Siegen 0513 138,27 145,55 136,22 6,32 5,87 5,76 8,51 8,59 7,77

Mittelhessen 0601 130,54 128,27 129,84 6,29 6,14 6,00 8,06 7,72 7,74

Nordhessen 0602 130,13 130,54 127,64 6,39 6,17 5,98 8,23 7,87 7,66

Osthessen 0603 118,50 119,41 122,21 6,24 5,99 5,68 7,30 6,95 6,89

Rhein-Main 0604 136,43 135,74 132,48 5,93 5,76 5,75 8,51 8,21 8,10

Starkenburg 0605 146,37 146,08 140,16 6,14 6,03 5,84 9,05 8,76 8,43

Mittelrhein-Westerwald 0701 137,38 134,83 137,11 6,25 6,24 6,15 8,50 8,24 8,34

Rheinhessen-Nahe 0702 143,85 144,38 139,67 6,21 6,02 5,99 9,11 8,81 8,47

Rheinpfalz 0703 142,88 143,23 140,30 5,97 5,90 6,03 8,76 8,59 8,60

Trier 0704 137,24 138,81 135,74 6,51 6,19 6,02 8,88 8,39 8,19

Westpfalz 0705 145,80 145,11 145,81 6,13 5,90 5,83 8,89 8,57 8,45

Bodensee-Oberschwaben 0801 121,32 115,61 115,34 5,88 5,82 5,65 7,03 6,76 6,65

Donau-Iller (BW) 0802 121,68 120,72 120,47 6,15 6,08 6,05 7,60 7,37 7,46

Franken 0803 124,99 125,11 121,82 6,31 6,15 5,90 8,08 7,84 7,47

Hochrhein-Bodensee 0804 124,94 124,20 121,87 6,05 5,86 5,79 7,54 7,27 7,08

Mittlerer Oberrhein 0805 131,61 131,23 126,47 6,27 6,14 5,95 8,51 8,21 7,85

Neckar-Alb 0806 122,10 122,74 119,09 6,36 6,19 5,86 7,73 7,45 6,89

Nordschwarzwald 0807 116,75 118,93 115,61 6,53 6,36 6,03 7,81 7,57 7,13

Ostwürttemberg 0808 130,47 127,73 127,26 6,20 6,06 5,93 7,99 7,63 7,61

Schwarzwald-Baar-Heuberg 0809 114,83 113,57 112,10 6,16 5,96 5,84 7,17 6,75 6,74

Stuttgart 0810 128,58 126,52 124,28 6,25 6,20 6,10 8,18 7,90 7,72

Südlicher Oberrhein 0811 115,89 115,46 113,02 6,18 6,00 5,82 7,36 7,09 6,79

Unterer Neckar 0812 133,57 132,27 131,27 6,54 6,43 6,17 9,28 8,92 8,55

Allgäu 0901 106,23 112,46 105,80 6,26 6,34 5,88 6,47 7,46 5,96

Augsburg 0902 120,94 122,16 121,75 5,74 5,50 5,42 7,27 6,99 6,92

Bayerischer Untermain 0903 135,39 136,57 127,01 6,02 5,93 5,70 7,90 7,91 7,30

Donau-Iller (BY) 0904 124,39 121,32 118,07 6,13 6,00 5,71 7,81 7,56 7,07

Donau-Wald 0905 122,39 120,40 117,89 6,50 6,32 5,82 7,81 7,31 6,69
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Jährlicher Heiz energie be darf 

(Kilowattstunden je Quadratmeter 
beheizter Wohnfläche), Mittelwert

Abgerechnete Heizenergiepreise 
(Cent je Kilowattstunde),  

Median

Jährliche Heizausgaben 
(Euro je Quadratmeter 

beheizter Wohnfläche), Mittelwert

Name der Raumordnungsregion Nr. 2019 2020 20211 2019 2020 20211 2019 2020 20211

Industrieregion Mittelfranken 0906 125,50 125,84 120,95 6,07 5,96 5,90 7,89 7,70 7,45

Ingolstadt 0907 119,29 117,84 114,96 6,11 5,96 5,75 7,43 7,10 6,67

Landshut 0908 112,59 115,37 113,62 6,32 6,17 5,83 7,17 7,01 6,48

Main-Rhön 0909 123,89 125,88 122,73 6,29 6,20 6,00 7,53 7,47 7,14

München 0910 108,15 107,06 104,87 5,99 5,82 5,66 7,08 6,75 6,55

Oberfranken-Ost 0911 123,38 123,17 122,13 6,33 6,09 5,84 7,65 7,28 7,02

Oberfranken-West 0912 124,13 125,65 123,95 6,41 6,22 5,97 7,82 7,53 7,03

Oberland 0913 111,44 108,93 106,74 6,41 6,22 5,70 7,06 6,62 6,27

Oberpfalz-Nord 0914 126,19 127,31 127,65 6,43 6,22 6,07 8,13 7,62 7,23

Regensburg 0915 122,45 122,85 116,86 6,40 6,32 5,81 7,58 7,40 6,67

Südostoberbayern 0916 116,11 114,28 110,58 6,53 6,33 5,72 7,72 7,23 6,41

Westmittelfranken 0917 126,26 124,28 123,99 6,46 6,31 6,03 8,11 7,64 7,36

Würzburg 0918 126,15 127,79 125,20 6,10 6,03 5,95 7,69 7,66 7,43

Saar 1001 148,55 152,11 146,43 6,70 6,42 6,30 9,79 9,38 9,11

Berlin 1101 138,77 136,01 135,24 5,78 5,46 5,63 8,76 8,14 8,46

Havelland-Fläming 1201 127,69 121,64 124,69 5,72 5,57 5,82 7,94 7,50 7,95

Lausitz-Spreewald 1202 124,18 123,53 124,75 5,96 5,73 5,80 7,81 7,48 7,73

Oderland-Spree 1203 127,33 120,50 118,57 5,58 5,30 6,09 7,81 7,46 8,53

Prignitz-Oberhavel 1204 133,78 128,36 126,91 5,60 5,35 5,44 8,45 7,76 7,78

Uckermark-Barnim 1205 127,29 124,50 131,01 5,95 5,75 5,86 7,81 7,19 7,88

Mecklenburgische Seenplatte 1301 116,45 114,47 114,58 6,61 6,25 6,27 7,98 7,33 7,26

Mittleres Mecklenburg/Rostock 1302 101,52 97,12 95,77 5,78 5,54 5,79 6,78 6,24 6,38

Vorpommern 1303 113,05 107,33 106,04 6,02 5,72 5,75 7,42 6,77 6,90

Westmecklenburg 1304 121,18 118,00 114,56 6,09 5,85 5,79 7,84 7,26 7,31

Oberes Elbtal/Osterzgebirge 1401 115,90 114,37 114,94 5,57 5,55 5,59 7,11 6,88 7,17

Oberlausitz-Niederschlesien 1402 122,79 119,43 120,36 5,87 5,55 5,51 7,33 6,81 6,97

Südsachsen 1403 117,92 115,28 117,91 5,79 5,66 5,69 7,02 6,71 6,93

Westsachsen 1404 113,40 109,92 110,45 5,92 5,63 5,77 7,20 6,74 6,84

Altmark 1501 132,99 133,13 130,56 6,08 5,59 5,99 8,05 7,61 7,93

Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg 1502 121,89 117,02 120,91 5,96 5,83 5,97 8,20 7,66 8,36

Halle/S. 1503 124,10 120,18 121,47 6,24 5,97 6,16 8,14 7,56 7,79

Magdeburg 1504 125,83 122,72 121,33 6,16 5,99 6,20 8,00 7,56 7,49

Mittelthüringen 1601 114,50 112,42 111,21 5,57 5,45 5,57 6,70 6,31 6,67

Nordthüringen 1602 116,60 112,64 117,29 5,98 5,75 6,17 7,70 6,99 7,47

Ostthüringen 1603 116,47 112,14 112,30 6,13 6,03 5,88 7,31 6,89 7,33

Südthüringen 1604 119,42 115,97 115,53 6,05 5,90 5,84 7,10 6,74 6,67

Bundesland

Schleswig-Holstein 1 142,56 140,87 138,80 5,97 5,70 5,66 8,92 8,47 8,42

Freie und Hansestadt Hamburg 2 139,54 138,26 138,07 5,54 5,40 5,43 8,57 8,25 8,23

Niedersachsen 3 135,61 133,90 133,39 5,99 5,81 5,87 8,13 7,74 7,92

Freie Hansestadt Bremen 4 143,70 143,71 139,89 6,11 5,96 5,70 8,88 8,64 8,06

Nordrhein-Westfalen 5 142,66 143,66 139,75 6,11 5,96 6,00 8,89 8,72 8,64

Hessen 6 135,54 134,92 132,24 6,09 5,92 5,83 8,44 8,13 7,99

Rheinland-Pfalz 7 141,33 140,86 139,56 6,19 6,05 6,02 8,80 8,51 8,43

Baden-Württemberg 8 125,67 124,49 122,19 6,26 6,14 5,97 8,04 7,75 7,50

Freistaat Bayern 9 118,09 118,08 115,13 6,17 6,02 5,78 7,47 7,23 6,82

Saarland 10 148,55 152,11 146,43 6,70 6,42 6,30 9,79 9,38 9,11

Berlin 11 138,77 136,01 135,24 5,78 5,46 5,63 8,76 8,14 8,46

Brandenburg 12 127,49 123,23 124,72 5,77 5,56 5,81 7,94 7,49 7,96

Mecklenburg-Vorpommern 13 112,62 108,59 106,97 6,08 5,80 5,86 7,45 6,85 6,93

Freistaat Sachsen 14 116,89 114,26 115,64 5,77 5,61 5,66 7,12 6,77 6,98

Sachsen-Anhalt 15 125,10 121,65 122,01 6,15 5,93 6,13 8,09 7,58 7,78

Freistaat Thüringen 16 116,44 113,06 113,29 5,91 5,78 5,82 7,13 6,69 7,01

Deutschland 131,60 130,67 128,69 6,06 5,89 5,86 8,23 7,91 7,86

Neue Länder 124,65 121,46 121,73 5,87 5,64 5,77 7,82 7,33 7,60

Alte Länder 133,70 133,47 130,81 6,12 5,97 5,89 8,36 8,09 7,94

1 Vorläufige Werte. Anmerkungen: Heiz energie be darf und Heizausgaben klima- und witterungsbereinigt; abgerechnete Heizenergiepreise als gewichtetes Mittel aus Erdgas- und Heizölpreisen.

Quelle: ista SE, eigene Berechnungen.
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immens steigen lassen. Dieser Anstieg und die damit ver-
bundene Belastung der privaten Haushalte unterstreichen, 
dass mehr Anstrengungen bei Einsparungen und zur Verbes-
serung der Energie effizienz unternommen werden müssen.

Die Großhandelsgaspreise legten bereits im vierten Quartal 
2021 stark zu und sind mit Beginn des russischen Angriffs-
krieges nochmal sprunghaft gestiegen (von circa 15 Euro pro 
Megawattstunde im Dezember 2020 auf über 100 Euro im 
Dezember 2021 und rund 200 Euro pro Megawattstunde im 
September 2022).20 Die starken Preissteigerungen im Groß-
handel haben zur Folge, dass auch die Endkund*innenpreise 
im Laufe des Jahres 2022 stark zunahmen. Entsprechend 
sind Neukund*innentarife von durchschnittlich rund fünf 
Cent pro Kilowattstunde während der letzten Dekade im 
Januar 2022 bereits auf 15,4 Cent pro Kilowattstunde gestie-
gen und lagen im September 2022 sogar bei 21,75 Cent pro 
Kilowattstunde außerhalb der Grundversorgung.21

Die Ergebnisse des Wärmemonitors zeigen, dass die Heiz-
verbräuche und auch die abgerechneten Heiz kosten regio-
nal sehr stark variieren. Dies deutet darauf hin, dass auch 
die Kostenanstiege für Heiz energie regional sehr unter-
schiedliche Auswirkungen haben können. Ein Unterschied 
von 59 Kilowattstunden pro Quadratmeter, wie er zwischen 
der Region mit dem höchsten und dem niedrigsten Heiz-
energie be darf 2021 bestand, würde bei einem Gaspreisan-
stieg von 15 Cent pro Kilowattstunde zu einer Ausgaben-
differenz von knapp 8,85 Euro pro Jahr und Quadratmeter 
Wohnungsgröße führen.

Gemessen am Einkommen trifft der starke Preisanstieg 
Haushalte mit niedrigem Einkommen besonders hart.22 

Haushalte mit niedrigen Einkommen gaben im Jahr 2020 
einen deutlich höheren Anteil ihres verfügbaren Einkom-
mens für Heiz kosten aus (durchschnittlich circa 6,2 Pro-
zent) als Haushalte mit hohen Einkommen (1,5 Prozent). In 
Gebäuden mit schlechter Wärmedämmung liegt der Anteil 
sogar noch deutlich höher. Diese Haushalte sind daher auch 
stärker von den derzeitigen Gaspreissteigerungen betroffen. 
Schon bei einem Gaspreisanstieg auf 12,5 Cent pro Kilowatt-
stunde, was knapp über dem derzeit vorgeschlagenen Level 
der Gaspreisbremse liegt, würden sich die Anteile der Heiz-
kos ten am Einkommen für die unteren Einkommen von 
6,2 Prozent auf 11,7 Prozent erhöhen.23

Durch die Entlastungspakete und die aktuell vorgesehenen 
Maßnahmen (Einmalzahlungen und Gaspreisdeckel) ver-
sucht die Bundesregierung, die privaten Haushalte in der 
gegenwärtigen Krise zu entlasten. Doch die Entlastung allein 

20 Preise von Bloomberg für TTF Natural Gas.

21 Vgl. Verivox-Verbraucherpreisindex Gas, durchschnittlicher Gaspreis bei einem Jahresver-

brauch von 20 000 Kilowattstunden für deutsche Haushalte (online verfügbar).

22 Vgl. Karsten Neuhoff et al. (2022): Hohe Gaspreisanstiege: Entlastungen notwendig. 

DIW Wochen bericht Nr. 36, 455–463 (online verfügbar).

23 Vgl. Karsten Neuhoff et al. (2022): Gaspreisschock macht kurzfristige Unterstützung und 

langfristige Effizienzverbesserung erforderlich. DIW aktuell 78 vom 3. Februar (online verfügbar); 

Mats Kröger et al. (2022): The Costs of Natural Gas Dependency: Price Shocks, Inequality, and 

 Public  Policy. DIW Discussion Paper Nr. 2010 (online verfügbar).

Die Verbraucherpreise für Heiz öl und Erdgas sind von 2010 
bis 2021 nur geringfügig gestiegen. Beim genaueren Blick auf 
die vergangenen beiden Jahre zeigt sich jedoch ein starker 
Fall des Heiz ölpreises um 26 Prozent im Jahr 2020 (Abbil-
dung 5). Einer der Gründe hierfür ist, dass der Rohölpreis 
mit dem Ausbruch der Corona-Pandemie stark zurückging.19 
Die Verbraucherpreise für Erdgas blieben bis zum Jahr 2020 
hingegen relativ konstant.

Die Einführung des nationalen CO2-Preises und die Erho-
lung des globalen Rohölpreises ließen im Jahr 2021 die Ver-
braucherpreise für Heiz öl um 42 Prozent steigen. Von diesem 
Preisanstieg sind knapp 15 Prozentpunkte auf die Einführung 
des nationalen CO2-Preises (25 Euro pro Tonne CO2) zurück-
zuführen. Die Verbraucherpreise für Erdgas stiegen im Jahr 
2021 um circa zehn Prozent an, was größtenteils auf die 
Einführung des nationalen CO2-Preises zurückzuführen ist.

Bei den durchschnittlichen jährlichen Heiz ausgaben (in Euro 
je Quadratmeter beheizter Wohnfläche) zeigt sich nach einem 
kontinuierlichen Anstieg zwischen 2016 und 2019 in den ver-
gangenen zwei Jahren erstmals wieder ein Rückgang. Sie san-
ken im Jahr 2020 im Vergleich zum Vorjahr um 3,9 Prozent 
auf 7,91 Euro je Quadratmeter beheizter Wohnfläche. Im Jahr 
2021 reduzierten sie sich um 0,7 Prozent auf nun 7,86 Euro.

Ausblick: Die Energiepreiskrise stellt den 
Wärmesektor vor neue Herausforderungen

Der Krieg in der Ukraine und der darauffolgende starke 
Rückgang russischer Gaslieferungen haben die Gaspreise 

19 Vgl. Dawud Ansari und Hella Engerer (2020): Corona-Pandemie und gesunkene Ölpreise 

 setzen Golfstaaten unter Druck. DIW Wochenbericht Nr. 48, 881–888 (online verfügbar).

Abbildung 5

Verbraucherpreise für Heizöl und Erdgas 
in Deutschland (inkl. Steuern und Abgaben)
In Cent pro Liter Heizöl (linke Achse), in Cent pro kWh Erdgas 
(rechte Achse)

 



























          













Quelle: Eurostat; Mineralölbundesverband.

© DIW Berlin 2022

Der Verbraucherpreis für Erdgas blieb bis 2020 relativ stabil und zog 2021 leicht an. 
Für Heizöl sank er 2020 stark, stieg 2021 aber wieder deutlich an.

https://www.verivox.de/gas/verbraucherpreisindex/
https://www.diw.de/de/diw_01.c.851993.de/publikationen/wochenberichte/2022_36_1/hohe_gaspreisanstiege__entlastungen_notwendig.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.834561.de/publikationen/diw_aktuell/2022_0078/gaspreisschock_macht_kurzfristige_unterstuetzung_und_langfristige_effizienzverbesserung_erforderlich.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.847880.de/publikationen/diskussionspapiere/2022_2010/the_costs_of_natural_gas_dependency__price_shocks__inequality__and_public_policy.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.805106.de/publikationen/wochenberichte/2020_48/heft.html
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und 2021, wie im Jahr zuvor, nur leicht gesunken. Dies ist 
angesichts der verstärkten Homeoffice-Nutzung während 
der Corona-Pandemie zwar erstaunlich, Deutschland ver-
fehlt damit dennoch seine im Klimaschutzgesetz festgeleg-
ten Klimaziele im Gebäudesektor. Dazu wären im Gebäude-
bereich jährliche Emissionsminderungen in einer Größen-
ordnung von rund vier Prozent des Jahres 2020 nötig.

Die derzeitige Energiekrise zeigt, wie hoch die Abhängigkeit 
der Wärmeversorgung in Deutschland von fossilen Energien 
ist, und führt damit vor Augen, wie wichtig ein Umstieg auf 
erneuerbare Energien ist. Die stark gestiegenen Energie-
preise treiben aktuell die Heizausgaben der privaten Haus-
halte in schwindelerregende Höhen und erfordern kurz-
fristige Entlastungen, gerade für einkommensschwache 
Haushalte. Den Staat kommt die Abhängigkeit von fossi-
lem Erdgas damit teuer zu stehen.

Die wegen der Gasmangellage erforderlichen Einsparun-
gen beim Heiz ener gie ver brauch und die kurzfristigen wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen werden aber weder ausrei-
chen, die privaten Haushalte angemessen zu entlasten, noch 
die Klimaziele zu erfüllen. Dazu sind langfristige Maßnah-
men erforderlich, wie verstärkte Investitionen und Förde-
rung der energieeffizienten Gebäudesanierung, vor allem bei 
den energetisch schlechtesten Gebäuden, sowie ein Umstieg 
auf eine Wärmeversorgung aus erneuerbaren Energien.

löst noch nicht das Problem: Zur Vermeidung einer Gas-
mangellage wird es zudem notwendig sein, den Verbrauch 
auch in privaten Haushalten, die mit Gas heizen, deutlich 
zu reduzieren. Selbst wenn in diesem Winter die Heizver-
bräuche zurückgingen, was sich auch positiv auf die Emis-
sionen des Gebäudesektors auswirken würde, werden diese 
kurzfristigen Einsparungen nicht reichen, um langfristig die 
Klimaziele zu erfüllen.

Zwei Gründe sprechen dafür, neben kurzfristigen Entlastun-
gen auch langfristige Maßnahmen zu verstärken: die Errei-
chung der Klimaziele und der Schutz der Haushalte vor den 
sozialen Härten der Energiekostenanstiege. Denn die Ener-
giepreise werden voraussichtlich auf absehbare Zeit auf einem 
deutlich höheren Niveau als in den vergangenen Jahren blei-
ben. Wichtige langfristige Stellschrauben wären die Steigerung 
der Gebäudeeffizienz durch Sanierung sowie der Umstieg auf 
eine Wärmeversorgung aus erneuerbaren Energien.24

Fazit: Steigende Energiepreise und Klimaziele 
erfordern langfristige Gegenmaßnahmen

Der Heiz energie be darf und die CO2-Emissionen von Mehr-
familiengebäuden in Deutschland sind in den Jahren 2020 

24 Auf EU-Ebene ist vorgesehen, im Rahmen der EBPD (European Buildings Performance 

 Directive) Mindeststandards (Minimum Energy Performance Standards, MEPS) einzuführen.

JEL: R31, Q21, Q40

Keywords: Heating demand, heating costs, building energy efficiency, 

residential buildings, gas prices
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1. Frau Schütze, der Wärmemonitor des DIW Berlin erfasst 

den Energieverbrauch in Zwei- und Mehrfamilienhäu-

sern über die Heizenergieabrechnungen. Wie hat sich 

der Heizenergiebedarf in den letzten Jahren entwickelt? 

Der Heizenergiebedarf ist seit 2019 wieder gesunken, auch 

in den zwei durch die Pandemie geprägten Jahren 2020 

und 2021. Zum Beispiel ist er 2020 temperaturbereinigt um 

0,7 Prozent zurückgegangen. Auch 2021 ist er leicht gesun-

ken, allerdings ist der nicht-temperaturbereinigte Heizener-

gieverbrauch gestiegen, da es ein relativ kalter Winter war.

2. Worauf ist der Rückgang zurückzuführen? Es gibt hier 

mehrere Faktoren, die eine Rolle spielen können. Zum einen 

die Verbesserung der Energieeffizienz. Die Bauvolumen-

rechnung des DIW zeigt auch einen Anstieg der Ausgaben 

für energetische Sanierungen im Jahr 2020 und 2021. Zum 

anderen führt auch ein Heizungswechsel dazu, dass weniger 

CO2-Emissionen ausgestoßen werden. Dabei sorgt ein Um-

stieg auf erneuerbare Energien im Wärmebereich ebenfalls 

für eine bessere CO2-Effizienz. Wir beobachten aber nur einen 

Heizungswechsel bei rund einem Prozent der Gebäude in den 

vergangenen beiden Jahren. Das ist noch nicht sehr viel.

3. Während des Corona-Lockdowns haben viele Arbeitneh-

mer*innen im Homeoffice gearbeitet. Welche Auswir-

kungen hatte das auf den Heizenergieverbrauch? Die 

Erwartung ist, dass Homeoffice und Kurzarbeit zu einem 

höheren Heizenergieverbrauch führen, weil viele Menschen 

mehr Zeit zu Hause verbringen. Wir beobachten allerdings 

einen leichten Rückgang des Bedarfs. Möglicherweise wäre 

die Reduktion ohne Corona sogar noch stärker gewesen. 

Wie groß aber dieser Effekt genau ist, lässt sich mit den uns 

vorliegenden Daten schwer abschätzen.

4. Wie haben sich die Heizenergiepreise in der Zeit vor 

dem Ukraine-Krieg entwickelt? 2020 und 2021 sind die 

abgerechneten Heiz energiepreise leicht gesunken. Der Gas-

preis lag seit vielen Jahren konstant bei circa fünf bis sechs 

Cent pro Kilowattstunde. Beim Heizölpreis gab es stärkere 

Schwankungen. Die aktuellen Preissteigerungen sind dabei 

aber noch nicht berücksichtigt, weil diese sich erst in diesem 

Winter auf die Verbraucherpreise auswirken. 

5. Ist der Rückgang der CO
2
-Emissionen groß genug, um die 

Klimaziele zu erreichen? Eindeutig nein. Um die Klimaziele 

zu erreichen, müssten wir in Deutschland im Gebäudebe-

reich rund fünf Millionen Tonnen CO2 pro Jahr einsparen. 

Das entspricht ungefähr vier Prozent der Emissionen im Jahr 

2020. Wir beobachten jedoch im Jahr 2020 eine Reduktion 

von nur einem Prozent bei den Mehrfamiliengebäuden – das 

ist deutlich zu wenig. 

6. Die Energiepreiskrise stellt den Wärmesektor vor neue 

Herausforderungen. Was erwartet uns in diesem und im 

nächsten Jahr? Wir erwarten bei den Energiepreisen, vor 

 allem bei den Gaspreisen, ungefähr eine Verdopplung von fünf 

bis sechs Cent auf zwölf Cent pro Kilowattstunde, teilweise 

sogar noch mehr. Das bedeutet, dass sich die Kosten für die 

Haushalte bei gleichem Verbrauch potenziell verdoppeln kön-

nen. Daher ist es auch so wichtig, dass viel Energie eingespart 

wird, um die Einkommensbelastungen zu verringern und na-

türlich mittel- bis langfristig auch die Klimaziele zu erreichen.

7. Welche Maßnahmen sollten ergriffen werden, um den 

Heizenergieverbrauch weiter zu senken? Aktuell wird 

sehr viel über die Energiepreise, den Effekt auf den Ver-

brauch und die Kompensationsmöglichkeiten für Haushalte 

diskutiert. Dies ist natürlich sehr wichtig. Allerdings sollte 

man auch die mittel- und langfristige Perspektive nicht aus 

dem Blick verlieren. Vor allem ist es wichtig, energetische 

Sanierungen und den Heizungswechsel voranzubringen 

und stärker zu fördern. Dabei sollte man insbesondere die 

energie-intensivsten Gebäude stärker in den Fokus nehmen 

und in nächster Zeit sanieren.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Franziska Schütze ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 

in der Abteilung Klimapolitik im DIW Berlin.

INTERVIEW

„Wichtig ist es, energetische 
Sanierungen und Heizungswechsel 
voranzubringen“

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-43-2
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Mit der Gaskrise geht in Deutschland das Schreckgespenst der 

Deindustrialisierung um. Dabei waren doch gerade die „billigen 

fossilen Energien“ das Versprechen einer ewig florierenden 

deutschen Industrie. 

Wer an das fossile Märchen vom billigen Gas geglaubt und die 

geostrategischen Risiken völlig verdrängt hat, ist geschockt 

von der Wucht der aktuellen Gaskrise. Nicht die Energiewende, 

sondern die Nicht-Energiewende führt ins Desaster. Gaskrise, 

Rezession, Inflation – ein fossiler Albtraum.

Hätte die Industrie vor über 15 Jahren begonnen, ernsthaft in 

Energieeffizienz zu investieren und auf erneuerbare Energien zu 

setzen, stände sie nun da wie manches Ökodorf in der Provinz: 

geopolitisch unabhängig und randvoll mit klimafreundlicher 

Energie und ausreichenden Fachkräften und Unternehmen vor 

Ort. Unsere Wirtschaft wäre nachhaltig resilient. Stattdessen 

haben wir uns damals von billigem Gas aus Russland abhängig 

gemacht und viel Geld in die Pipelines Nordstream I und II 

gesteckt. Ein klassisches Stranded Asset.

Dass auch im Industrieland Deutschland eine hundertprozenti-

ge Vollversorgung mit erneuerbaren Energien möglich ist, zeigt 

die Wissenschaft in Studien schon lange. Es wollte nur kaum 

einer glauben. Zu verlockend schien der fossile Werbefilm, der 

nur das Beste versprach. Und zu bedrohlich wirkte der propa-

gandistische Energiewende-Horrorfilm, starring: „Zappelstrom“ 

und „Dunkelflaute“. Aus Sicht nüchterner Wissenschaft waren 

die Monster lächerlich, doch in den Chefetagen der Wirtschaft 

wirkte der Grusel. Leider.

Wie oft habe ich gehört: „Eine Industrienation wie Deutschland 

kann nicht allein mit Wind und Sonne funktionieren“. Wie oft 

habe ich geantwortet: Muss sie auch gar nicht! Denn zum indus-

trie- und zukunftstauglichen Energie-Mix gehören außer Wind 

und Sonne auch nachhaltige Biomasse, Erdwärme, Wasser-

kraft und grüner Wasserstoff. Entscheidend ist das intelligente 

Zusammenspiel aller Instrumente. Die Energiewende krempelt 

das Energiesystem um, so wie das Internet das Vertriebssystem 

umgekrempelt hat. Unternehmen, die an Kohle, Öl und Gas 

festhalten, sind wie Händler, die auf Verkaufstresen und Regis-

trierkassen beharren. 

Der energetische Innovationsschub ist nicht mehr aufzuhalten. 

Wer klug ist, nutzt ihn als große wirtschaftliche Chance. Dank 

„Doppel E“, Effizienz und Elektrifizierung, wird der heute benö-

tigte Primärenergiebedarf halbiert. Ein mit Ökostrom betriebe-

nes Elektrofahrzeug oder eine Wärmepumpe sind energetisch 

effizienter als jeder Verbrenner. So werden Bedarfe und Kosten 

gesenkt. Wir kennen das Phänomen: Smartphones werden 

immer kleiner und gleichzeitig immer leistungsstärker. Nur Nos-

talgiker weinen dem Drehscheibentelefon hinterher. 

Die staatlichen Rettungspakete sind bislang nur teure Trost-

pflaster ohne Perspektive. Die Hilfsgelder sollten besser an 

zukunftsträchtige Auflagen gekoppelt werden. Elektrifizierung 

bedeutet, endlich die brachliegenden Einsparpotenziale zu 

heben. Noch immer bleibt industrielle Abwärme zu oft unge-

nutzt, noch immer verpufft Energie im Nichts. Der Weckruf des 

Krieges ist brutal. Aber die deutsche Wirtschaft kann durchaus 

mit einem blauen Auge davonkommen, wenn sie den lange 

aufgeschobenen Wandel endlich angeht.

Und wer um den Industriestandort Deutschland fürchtet, dem 

sei gesagt: Die Industrie bleibt ein wichtiges Standbein der 

deutschen Wirtschaft. Aber nur, wenn sie modernisiert, digita-

lisiert, defossilisiert und dekarbonisiert wird. Dafür ist es nicht 

zu spät. Denn noch immer machen günstige Energie sowie 

erstklassige Ingenieur*innen und Facharbeiter*innen Produkte 

„Made in Germany“ zum Welterfolg. Nur muss es jetzt endlich 

wirklich preiswerte Energie sein – aus erneuerbaren Energien. 

Dann weht bald wieder der gute Geist der Zuversicht: die nach-

haltige Re-Industrialisierung.

Der Beitrag ist am 22. Oktober 2022 online bei Ökonomenstimme erschienen.

Claudia Kemfert ist Leiterin der Abteilung Energie, 

Verkehr, Umwelt im DIW Berlin.  
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